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DAS ZENTRUM GEGEN VERTREIBUNGEN

BAUT ES IN BERLIN !

von alfred-maurice de zayas

In Deutschland wird seit einigen Wochen heftig um die Errichtung eines „Zentrums gegen Vertreibungen“ gerungen. Die deutschen Vertriebenen wollen in Berlin eine Gedenk-, Forschungs- und Begegnungsstätte schaffen, die nicht nur das Schicksal der Ost- und Sudetendeutschen dokumentiert, sondern auch weitere Vertreibungen in Europa und in der Welt in ihren Ursachen und Folgen beleuchtet. Dem Kuratorium der Stiftung für dieses Zentrum gehören hochangesehene Persönlichkeiten aus dem In- und Ausland und Vertreter aller großen demokratischen Parteien an.

Für den ausländischen Beobachter ist es schwer verständlich, warum dieses Vorhaben in Deutschland nicht allgemeine Unterstützung findet. Während überall auf der Welt Vertriebene und Flüchtlinge die selbstverständliche Solidarität ihrer Landsleute genießen, stehen die über 14 Millionen deutschen Vertriebenen offenbar vor einer massiven Wand von Misstrauen und Ablehnung. Dieser Befund überrascht umso mehr, als gerade sie in der globalen Perspektive eine vorbildlich friedfertige Haltung eingenommen haben. Gegenüber den Staaten, die sie vertrieben haben, haben sie von Anfang an völlige Gewaltlosigkeit praktiziert. Und in der Bundesrepublik Deutschland, in der sie Aufnahme fanden, haben sie maßgeblich zum Wiederaufbau des kriegszerstörten Landes beigetragen. Ihre gelungene Integration ist ein ungeheuer positives Beispiel für Mut und guten Willen. Radikale Positionen wurden von den Ost- und Sudetendeutschen nicht vertreten. Im Gegenteil: Mit ihrer Charta vom August 1950 haben sie nur wenige Jahre nach ihrer Vertreibung und Enteignung ein überragendes Beispiel der Versöhnungsbereitschaft und politischen Klugheit gegeben.

Mehr als 50 Jahren danach gibt es darum viel Grund zur Dankbarkeit und wahrlich keinen Anlass zum Misstrauen. Gerade die aktuelle Debatte, die von Unkenntnis und Vorurteilen geprägt ist, zeigt, wie sinnvoll und notwendig ein Zentrum gegen Vertreibungen in Berlin ist. Schließlich war die Vertreibung der Deutschen in den Jahren 1945 bis 1948 eine der größten und blutigsten der Geschichte, um vieles schlimmer als etwa die so genannten „ethnische Säuberungen“ im ehemaligen Jugoslawien.

Es ist an der Zeit, dass einige osteuropäische, aber auch deutsche Politiker zu intellektueller Redlichkeit finden, indem sie endlich alle Vertreibungen, auch die der Deutschen, unmissverständlich als Verbrechen gegen die Menschheit verurteilen. Die Menschenwürde verlangt, dass aller Opfer, unabhängig von ihrer Volkszugehörigkeit, mit Ehrfurcht gedacht wird. Wer Opfer schwerster Verbrechen je nach ihrer Nationalität unterschiedlich behandelt, begeht – unabhängig davon, ob er sich selbst für linksstehend hält – ein Unrecht, das gerade für den deutschen Nationalsozialismus typisch war.

Den Opfern der Nazi-Barbarei macht kein vernünftiger Mensch ihre Ehre streitig. Aber auch die allermeisten deutschen Vertriebenen waren Opfer – Opfer einer Revanche, die zwar ohne den Krieg nicht möglich gewesen wäre, die aber durch diesen weder alleine verursacht wurde, noch gerechtfertigt werden kann. In diesem Sinne kann man Bayerns  Ministerpräsident Edmund Stoiber nur zustimmen, wenn er erklärt, man müsse auch der deutschen Opfer gedenken, ohne die Erinnerung an deutsche Verbrechen zu relativieren.

Es ist zu begrüßen, dass inzwischen viele osteuropäische Politiker, Historiker und Journalisten die Vertreibung der Deutschen als Unrecht ansehen. Dennoch besteht nach wie vor ein großes Informationsdefizit und auch die Notwendigkeit, alte Feindbilder auszuräumen. Solange massive Vorurteile bestehen, ist eine echte Annährung kaum möglich. Es gilt, diesen Nachholbedarf mit Aufrichtigkeit anzupacken. Die Deutschen haben in einer beispiellosen Art und Weise Unrecht wiedergutgemacht, soweit es möglich war. In Polen und der Tschechischen Republik, aber auch in Serbien und anderen Ländern, aus denen Deutsche vertrieben wurden, ist mit den ersten Schritten in dieser Richtung gerade erst begonnen worden.

In diesem Zusammenhang mag es sinnvoll sein, auch in Breslau oder anderen früher deutschen Städten Zentren gegen Vertreibungen zu errichten und womöglich eine Art Netzwerk des Gedenkens und des Lernens zu schaffen. Doch es gibt überragende Gründe für Berlin als zentralen Standort. Berlin ist eine Weltstadt und der Sitz des Bundestages. Hier ist die Weltpresse präsent, und nicht zuletzt hat diese Stadt die historische Erfahrung als Refugium für Millionen deutsche Vertriebene und Flüchtlinge. Berlin ist auch ein Symbol der Hoffnung, denn es liefert den Beweis, dass trotz Leid und schwerem Unrecht das Leben weiter gehen kann. 

Wichtig ist, dass man aus der Geschichte lernt, und dass Vertreibungen in Zukunft gebannt werden. In diesem Sinne erklärte der erste UNO-Hochkommissar für Menschenrechte, José Ayala Lasso an die Adresse der deutschen Vertriebenen anlässlich einer Feierstunde in der Frankfurter Paulskirche am 28. Mai 1995: „Ich bin der Auffassung, dass wenn die Staaten seit dem Ende des zweiten Weltkrieges mehr über die Implikationen der Flucht, Vertreibung und Umsiedlung der Deutschen nachgedacht hätten, die heutigen demographischen Katastrophen, die vor allem als ethnische Säuberungen bezeichnet werden, vielleicht nicht in dem Ausmaß vorgekommen wären.“ Das „Zentrum gegen Vertreibungen“ in Berlin könnte einen wichtigen Beitrag dazu leisten, um das vom Hochkommissar für Menschenrechte schon vor acht Jahren beklagte Versäumnis endlich nachzuholen.
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